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Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
230. Sitzung am 29. März 1961 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestag am 22. Februar 1961 verabschiedeten 


Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung 
(Viertes Änderungsgesetz zum AVAVG) 

— Drucksachen 1798, 2488 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus folgendem Grund einberufen 
wird: 

Artikel 1 Nr. 2 

ist zu streichen. 

Begründung 

Das Vierte Anderungsgesetz zum AVAVG ist ein Zustim- 
mungsgesetz. Nach Artikel 80 Abs. 2 GG bedürfen vorbehalt- 
lich anderweitiger bundesgesetzlicher Regelung Rechtsverord- 
nungen der Bundesregierung der Zustimmung des Bundes- 
rates, wenn sie auf Grund von Zustimmungsgesetzen erlassen 
v/erden. 

Der Erlaß von Rechts Verordnungen nach § 164 Abs. 1 Satz 2 
mit Zustimmung des Bundesrates wird für erforderlich ge- 
halten, weil die Länder ein berechtigtes Interesse daran haben, 
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an der Festsetzung des Beitrags zur Arbeitslosenversicherung 
und an seiner Erhebung durch vorwiegend landesunmittelbare 
Krankenversicherungsträger beteiligt zu werden. 


Zinn 

Vizepräsident 


Bonn, den 29. März 1961 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige 
Schreiben vom 10. März 1961 mit der Bitte um Kenntnisnahme 
übersandt. 


Zinn 

Vizepräsident 



